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Von Michael Schmölzer

■ Projekt will Opfern
des US-Kriegs gegen
Terror helfen.

Ein Copyshop
für Mustafa

Wien.  2001 wurde Mustafa
Ait Idir in Bosnien von US-
Soldaten festgenommen,
2008 kam er wieder frei.
Dazwischen lag ein quälen-
der Aufenthalt im US-Ge-
fangenenlager Guantana-
mo, der den gebürtigen Al-
gerier schwer gezeichnet
hat. Terroristische Ambitio-
nen konnten nicht im An-
satz nachgewiesen werden,

doch das habe die USA in
der allgemeinen „Terror-
Hysterie“ nach 9/11 nicht
gekümmert, kritisierten der
Völkerrechtsexperte Man-
fred Nowak und der Diplo-
mat Wolfgang Petritsch bei
einer Pressekonferenz in
Wien.

Beide unterstützen das
Projekt „Einmal Guantana-
mo – immer Guantanamo?“,
mit dem unschuldigen Ex-
Häftlingen ein Wiederein-
stieg in die Gesellschaft er-
möglicht wird. Das Projekt
wurde vom Ludwig Boltz-
mann Institut initiiert, auf
der Homepage www.re-
spekt.net kann man das
Projekt finanziell unterstüt-
zen. Der frühere IT-Experte
Mustafa Ait Idir etwa, der
keine Aussicht auf einen
Job hat, soll Inhaber eines
Copyshops im Zentrum von
Sarajevo werden. Bis dato
hat sich Österreich nicht
durch Hilfsbereitschaft her-
vorgetan. Die Aufnahme
von Guantanamo-Häftlin-
gen sei seinerzeit an einem
Veto von Ex-Außenministe-
rin Ursula Plassnik und
Ex-Innenministerin Maria
Fekter (ÖVP) gescheitert,
berichtet Nowak. ■

Hilft Opfern der „Terror-
Paranoia“: Nowak. Foto: apa

■ Enger Freund der
Familie soll Wali
getötet haben.
■ Motive des
Mörders unklar.

Wali Karzai sorgte in Südafghanistan für den Rückhalt des Präsidenten, war aber in Drogengeschäfte involviert

Karzais Halbbruder erschossen
Von WZ-Korrespondentin
Agnes Tandler

Kabul. Der mächtige Halb-
Bruder von Afghanistans
Präsident Hamid Karzai ist
am Dienstag in seinem
Haus in Kandahar erschos-
sen worden. Ein Sprecher
des Präsidenten bestätigte
den Tod des 50-Jährigen.
Ahmend Wali Karzai war
der Blitzableiter für alle Kri-
tik an der Regierung seines
Bruders und wurde im Wes-
ten zu einem Symbol, für al-
les, was in Afghanistan
schieflief. Der Kriegsfürst,
der mit seiner eigenen Mi-
liz im Süden Afghanistans
den Ton angab, wurde im-
mer wieder mit schmutzi-
ger Drogengeschäften und
massiver Korruption in Ver-
bindung gebracht. Präsi-
dent Karzai nahm seinen
kleinen Bruder jedoch stets
in Schutz. Wali Karzai, der
eng mit den USA zusam-
menarbeitete und dessen
berüchtigte Privatarmee
„Kandahar Strike Force“
von der Nato mitfinanziert
wurde, hatte bereits 2009
einen Anschlag überlebt.

Formal war Wali Karzai
lediglich Chef des Provinz-
rates von Kandahar, doch
de facto war er einer der
einflussreichsten Männer

Afghanistans, der von west-
lichen Botschaftern und
Nato-Generälen umworben
wurde. Seine Rolle war es,
Kandahar, die zweitgrößte
Stadt Afghanistans, unter
Kontrolle zu halten. Die Fra-
ge ist nun, wer das gefährli-
che Machtvakuum im
schwer umkämpften Süden
des Landes füllen wird.

Wali Karzai hatte
viele Feinde
Wali Karzai wurde am
Dienstagmorgen offenbar
von einem engen Familien-
freund erschossen, der an-
geblich auch sein Leibwäch-
ter war. Die Motive des
Mörders, der auf der Stelle
getötet wurde, sind unklar.
Taliban bekannten sich um-

gehend zu dem Mord und
feierten ihn als „einen un-
serer größten Erfolge“. Es
gibt allerdings kaum einen
Anschlag in Afghanistan,
mit dem die Aufständischen
sich nicht brüsten würden.
Andere Beobachter sehen
eher persönliche Rachemo-
tive als Grund für den
Mord.

Feststeht, dass Wali Kar-
zai viele Feinde hatte, die
ihm nach dem Leben trach-
teten. Sogar die USA warn-
ten den Politiker einmal,
dass sie ihn festnehmen
oder töten könnten, falls er
den Taliban Hilfe gewähre.
Im März 2010 zitierte die
Nachrichtenagentur Reu-
ters einen hohen US-Mili-
tär: „Wir würden lieber

nicht so einen Mann dort
haben, weil er so stark pola-
risiert. Doch wir können
nichts machen, solange wir
ihm nicht eine Verbindung
zu den Aufständischen
nachweisen können.“ Jetzt
verurteilten die USA aller-
dings den Mord.

Zudem war Wali Karzai
in letzter Zeit immer stär-
ker zu einer Belastung für
die Regierung seines Bru-
ders Hamid geworden. Seit
Jahren schon kursieren Be-
richte über die Verwicklung
von Wali Karzai in den luk-
rativen Opiumhandel, mit
dem die Taliban ihren
Kampf finanzieren. Doch in
den letzten zwei Jahren si-
ckerten immer mehr Details
über seine Verstrickung in

das Drogengeschäft durch.
Das Weiße Haus in Wa-
shington soll versucht ha-
ben, Präsident Karzai davon
zu überzeugen, seinen
Halb-Bruder fallen zu las-
sen. Doch der Regierungs-
chef wusste nur zu gut,
dass er ohne seinen starken
Mann in Kandahar nicht
auskommen würde. Als ei-
ner der Führer des einfluss-
reichen Popalzai-Klans
spielte Wali Karzai eine
wichtige Rolle, die Stellung
der Karzai-Familie bei den
Paschtunen zu festigen, die
den Süden Afghanistans be-
herrschen. Auch die Tali-
ban-Kämpfer rekrutieren
sich aus dieser Volksgrup-
pe. Der Einfluss von Wali
Karzai im Süden brachte

seinem Bruder 2009 den
nötigen Rückhalt für die
Wiederwahl als Präsident
Afghanistans.

Der Tod von Wali Karzai
ist ein schwerer Schlag für
den afghanischen Präsiden-
ten, aber auch für die Nato
in ihrer Bemühungen, den
Süden des Landes unter
Kontrolle zu bekommen.
Der Mord sei „ein großer
Verlust für den Präsiden-
ten“, schrieb Saad Mohseni,
der Direktor des afghani-
schen TV-Senders „Tolo“.
Wali Karzai habe die ge-
samte Kandahar-Region zu-
sammengehalten.

Pakistan: Fast 50 Tote
durch US-Drohnen
(apa) Das Verhältnis Pakis-
tan-USA dürfte gespannt
bleiben: Mindestens 48
Menschen kamen in Pakis-
tan ums Leben, als US-
Drohnen in mehreren An-
griffswellen Ziele in Nord-
und Süd-Waziristan an der
Grenze zu Afghanistan
bombardierten. Bei einem
Angriff feuerten die unbe-
mannten Fluggeräte Rake-
ten auf ein Gehöft. Die Iden-
tität der Opfer der jüngsten
Angriffe war zunächst noch
unklar. Die von US-Spezia-
listen ferngesteuerten Droh-
nen nehmen im Grenzge-
biet seit Jahren Aufständi-
sche ins Visier. Immer wie-
der kommen aber auch Zivi-
listen ums Leben. Im letz-
ten Jahr starben bei solchen
Angriffen nach pakistani-
schen Angaben etwa 700
Menschen. ■

Präsident Hamid Karzai (r.) fand bei seinem Bruder (2.v.l.) Rückhalt, aber auch undurchsichtige Geschäfte. Foto: reuters

Wien. Begleitet von großem
Medieninteresse und eini-
gen dutzend Demonstran-
ten vor dem Außenamt ab-
solvierte Irans Außenminis-
ter Ali Akbar Salehi am
Dienstag in Wien seinen
ersten offiziellen Besuch als
iranischer Außenminister.

Sowohl bei seinem Ge-
spräch mit dem Chef der In-
ternationalen Atomenergie-
behörde (IAEO), Yukiya
Amano, als auch bei seinem
Termin mit Außenminister
Michael Spindelegger
stimmte Salehi unter Vorbe-
halt neuen Gesprächen
über Irans umstrittenem
Nuklearprogramm zu. Auch
Vorwürfe, der Iran arbeite
an Atomwaffen, könnten be-
sprochen werden: „Beide
Seiten haben versprochen,
dass sich die Experten zu-
sammensetzen und einen
neuen Weg abstimmen wol-
len, um die Arbeit an die-
sem Thema fortzusetzen“,

■ Außenminister des
Iran in Wien,
■ Österreich drängt
auf Dialog.

Salehi sagt neue
Atomgespräche zu
Von Arian Faal sagte Salehi, der fünf Jahre

Botschafter in Wien war.
Österreichs Chefdiplomat

begründete den Besuch mit
der Notwendigkeit der Fort-
setzung des Dialogs mit
dem Iran. „Ich habe heute
sowohl den Atomkonflikt,
als auch das sehr wichtige
Thema der Menschenrechte
angesprochen und hoffe,
dass durch diesen Dialog
wieder Bewegung in den
Nuklearstreit, der sich jetzt
ein Jahr in einem Stillstand
befand, kommt“, begründe-
te Spindelegger Österreichs
Rolle als Mediator gegen-
über Journalisten.

In puncto Menschenrech-
te räumte Salehi ein, dass
kein Land vollkommen sei
und versprach, dass sich
sein Land um die Verbesse-
rung der Menschenrechte
bemühen würde. Im Atom-
konflikt will der Gottesstaat
allerdings auf keinen Fall
auf seine Rechte verzichten.
Nach dem Besuch zeigte
sich Spindelegger ent-
täuscht – sowohl was die
Menschenrechtsfragen an-
geht als auch wegen des
Atomstreits, bei dem er kla-
re Zeichen guten Willens
einforderte. ■

Assad hat laut
Clinton keine
Legitimität mehr
■ Damaskus/Paris. Syri-
ens Staatschef Bashar al-As-
sad hat in den Augen der
US-Regierung seine Legiti-
mität verloren. „Präsident
Assad ist nicht unverzicht-
bar“, sagte US-Außenminis-
terin Hillary Clinton. Der
syrische Staatschef mache
einen „Fehler“, wenn er
glaube, dass die USA an sei-
nem Sturz zweifelten. Ein
Sprecher Assads sprach da-
raufhin von einer „flagran-
ten Einmischung in die An-
gelegenheiten Syriens“.

Der Westen geht in Kon-
frontation zu Assad: Ein
Entwurf zur Verurteilung
des syrischen Regimes wird
laut Frankreichs Premier
Francois Fillon im UN-Si-
cherheitsrat von Russland
und China blockiert. „Das
ist nicht mehr hinnehm-
bar“, meinte Fillon. Assad
habe „sämtliche Grenzen
überschritten“. Der Angriff
auf die französische Bot-
schaft am Montag sei „ext-
rem gewalttätig“ gewesen.
Anhänger des Regimes hat-
ten die französische und die
US-Botschaft in Damaskus
attackiert, nachdem die bei-
den Botschafter in die Pro-
testhochburg Hama gefah-
ren waren. ■

Rücktritte, aber
Ägypter weiter
auf der Straße
■ Kairo. Der stellvertreten-
de ägyptische Ministerprä-
sident Yehia al-Gamal ist
am Dienstag zurückgetre-
ten, eine Regierungsumbil-
dung noch für diese Woche
angekündigt, aber die Pro-
testbewegung, die schon
Hosni Mubarak stürzte, for-
dert den Kopf des Regie-
rungschefs: Tausende De-
monstranten forderten am
Dienstag den Rücktritt von
Hussein Tantawi, der den
regierenden Militärrat lei-
tet. Der Protestzug passierte
auch den Tahrir-Platz im
Herzen der ägyptischen
Hauptstadt. Die Demonst-
ranten kritisierten das lang-
same Reformtempo und for-
derten eine Entlassung von
Mitarbeitern des alten
Machtapparats bei Justiz
und Polizei.

Der Militärrat bekräftigte
dagegen in einer im Fernse-
hen veröffentlichten Erklä-
rung seine Entschlossen-
heit, die Führung „in dieser
kritischen Phase der ägypti-
schen Geschichte“ weiter
auszuüben. Er drohte der
Protestbewegung weitere
Maßnahmen an, falls diese
mit ihren Aktionen weiter
das wirtschaftliche Leben
behindern sollte. ■


